
Nr. 36 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 6. Oktober 2020 511

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 werden die Worte „Studienplänen und“ 

und die Worte „Studienplänen oder“ gestrichen.
b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Fachhochschulen“ 

durch die Worte „Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften“ ersetzt.

4. In § 4 Abs. 1 wird die Verweisung „§ 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b“ 
durch die Verweisung „§ 2 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b“, die Ver-
weisung „§ 2 Abs. 1 Nr. 4“ durch die Verweisung „§ 2 Abs. 1 
Nr. 5“ und die Verweisung „§ 2 Abs. 1 Nr. 5“ durch die 
Verweisung „§ 2 Abs. 1 Nr. 6“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 11 wird das Wort „Fachhochschulen“ 
durch die Worte „Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften“ ersetzt.

bb) Folgende neue Nummern 14 und 15 werden einge-
fügt:
„14. bei Stellvertreterinnen von zentralen Gleich-

stellungsbeauftragten insgesamt bis zur Hälfte, 
bei Stellvertreterinnen von sonstigen Gleich-
stellungsbeauftragten insgesamt bis zu einem 
Viertel; dies gilt jeweils, sofern die Ermäßi-
gung der jeweiligen Gleichstellungsbeauftrag-
ten im gleichen Umfang reduziert wird,

15. bei Beauftragten für die Belange von Studie-
renden mit Behinderung oder chronischer Er-
krankung bis zur Hälfte,“.

cc) Die bisherigen Nummern 14 und 15 werden Num-
mern 16 und 17.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Lehrver-

anstaltungsstunden“ die Worte „und in dualen Stu-
diengängen insgesamt drei Lehrveranstaltungsstun-
den“ eingefügt.

bb) In Nummer 4 wird das Wort „Fachhochschulen“ 
durch die Worte „Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften“ ersetzt.

6. § 7 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift und in Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 

„Fachhochschulen“ jeweils durch die Worte „Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Fachhochschule“ 
durch die Worte „Hochschule für angewandte Wissen-
schaften“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Fachhochschulen“ 
durch die Worte „Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften“ ersetzt.

7. In § 15 Abs. 1 Halbsatz 2 wird die Zahl „14“ durch die Zahl 
„16“ ersetzt.

8. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der vorstehenden 
Nummer 6 Buchst. a geändert.

§ 146 
Änderung der Landesverordnung über die 

unmittelbare Hochschulzugangsberechtigung 
beruflich qualifizierter Personen

Die Landesverordnung über die unmittelbare Hochschulzugangs-
berechtigung beruflich qualifizierter Personen vom 9. Dezember 
2010 (GVBl. S. 541, BS 223-41-24), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Personen, die nach näherer Regelung der §§ 2 und 3 
eine berufliche Ausbildung mit qualifiziertem Ergebnis 
abgeschlossen haben, erhalten damit die unmittelbare 
Hochschulzugangsberechtigung für das Studium an 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften und die 
unmittelbare fachgebundene Hochschulzugangsberech-
tigung für das Studium an Universitäten.“

b) In Absatz 2 wird das Wort „Fachhochschulen“ durch 
die Worte „Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird gestrichen.
d) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Diese Verordnung gilt nicht für Studiengänge, die 
mit einer kirchlichen Prüfung abschließen.“

e) Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 eingefügt:
„(5) Einschlägige berufliche Fortbildungen der zweiten 
Fortbildungsstufe nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
der Handwerksordnung werden mit zwei Jahren, sol-
che der dritten Fortbildungsstufe mit drei Jahren, auf 
die Dauer der Berufstätigkeit nach § 35 Abs. 2 Satz 2 des 
Hochschulgesetzes angerechnet.“

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

2. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Einleitung wird die Angabe „Nr. 1“ gestrichen.
b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für die unmittelbare fachgebundene Hochschul-
zugangsberechtigung für das Studium an Universitäten 
müssen die berufliche Ausbildung oder berufliche oder 
vergleichbare Tätigkeiten hinreichende inhaltliche Zu-
sammenhänge mit dem gewählten Studiengang aufwei-
sen, insbesondere Kenntnisse und Fähigkeiten vermit-
teln, die für ein Studium des gewählten Studiengangs 
förderlich sind.“

c) In Absatz 3 wird die Verweisung „§ 1 Abs. 1 Nr. 2“ 
durch die Verweisung „Absatzes 2“ ersetzt.

3. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6 
Beratung

Im Falle des § 65 Abs. 2 Satz 4 Halbsatz 2 des Hochschul-
gesetzes führt die Hochschule vor der Einschreibung in 
den gewählten Studiengang nach einer schriftlichen Infor-
mation eine umfassende, in der Regel mündliche Beratung 
durch; die Beratung soll die Anforderungen des Studiums 
des gewählten Studiengangs deutlich machen, dazu die 
Vorbildung und die Beweggründe für die Wahl des Studi-
engangs in Bezug setzen und auf die beruflichen Zielvor-
stellungen der beruflich qualifizierten Person eingehen. Die 
Hochschule stellt über die erfolgte Beratung eine Bescheini-
gung aus, die bei der Einschreibung vorliegen muss.“

4. Anlage 2 erhält die aus der Anlage zu diesem Gesetz er-
sichtliche Fassung.

§ 147  
Änderung der Landesverordnung über die 

Zentren für Lehrerbildung

Die Landesverordnung über die Zentren für Lehrerbildung 
vom 24. August 2004 (GVBl. S. 416), geändert durch Verord-
nung vom 6. Juli 2016 (GVBl. S. 289), BS 223-41-27, wird wie 
folgt geändert:


